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Abkommen EU/China: Zusammenarbeit im Bereich der geografischen Angaben und deren 
Schutz (Entschließung)

Nichtlegislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 11. November 2020 zu dem Entwurf eines 
Beschlusses des Rates über den Abschluss des Abkommens zwischen der Europäischen Union und der Regierung 
der Volksrepublik China über die Zusammenarbeit im Bereich der geografischen Angaben und deren Schutz 

(08359/2020 — C9-0298/2020 — 2020/0089M(NLE))

(2021/C 415/11)

Das Europäische Parlament,

— unter Hinweis auf den Entwurf eines Beschlusses des Rates (08359/2020),

— unter Hinweis auf den Entwurf eines Abkommens zwischen der Europäischen Union und der Regierung der 
Volksrepublik China über die Zusammenarbeit im Bereich der geografischen Angaben und deren Schutz (08361/2020),

— unter Hinweis auf das vom Rat gemäß Artikel 207 Absatz 3 und Artikel 207 Absatz 4 Unterabsatz 1 in Verbindung mit 
Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a Ziffer v und Artikel 218 Absatz 7 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union unterbreitete Ersuchen um Zustimmung,

— unter Hinweis auf das Übereinkommen über handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (TRIPS) der 
Welthandelsorganisation (WTO),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 14. Oktober 2015 mit dem Titel „Handel für alle — Hin zu einer 
verantwortungsbewussteren Handels- und Investitionspolitik“ (COM(2015)0497),

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 1. Juli 2014 mit dem Titel „Handel, Wachstum und geistiges 
Eigentum — Eine Strategie zum Schutz und zur Durchsetzung von Immaterialgüterrechten in Drittländern“ 
(COM(2014)0389),

— unter Hinweis auf die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen mit dem Titel „Bericht über den Schutz und die 
Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums in Drittländern“ (SWD(2019)0452),

— unter Hinweis auf die gemeinsamen Erklärungen des 20. Gipfeltreffens EU-China vom 16. Juli 2018 und des 
21. Gipfeltreffens EU-China vom 9. April 2019,

— unter Hinweis auf die gemeinsame Mitteilung vom 12. März 2019 mit dem Titel „EU-China — Strategische 
Perspektiven“ (JOIN(2019)0005),

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 9. Juni 2015 zu einer Strategie zum Schutz und zur Durchsetzung von 
Immaterialgüterrechten in Drittländern (1),

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. September 2018 zu dem Stand der Beziehungen zwischen der EU und 
China (2),

— unter Hinweis auf seine legislative Entschließung vom 11. November 2020 (3) zu dem Entwurf eines Beschlusses,

— gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union (EUV) und insbesondere Titel V zum auswärtigen Handeln der 
Union,

— gestützt auf den AEUV, insbesondere auf die Artikel 91, 100, 168 und 207 in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 
Buchstabe a Ziffer v und Artikel 218 Absatz 7,
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— gestützt auf Artikel 105 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Fischereiausschusses,

— unter Hinweis auf das Schreiben des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung,

— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für internationalen Handel (A9-0202/2020),

A. in der Erwägung, dass der Schutz der geografischen Angaben auf internationaler Ebene ein zentrales Element der 
EU-Handelspolitik ist,

B. in der Erwägung, dass die EU der weltweit größte Ausführer von Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln ist und im Jahr 
2019 einen Rekordhandelsüberschuss von 39 Mrd. EUR im Bereich Agrarerzeugnisse und Lebensmittel erzielt hat;

C. in der Erwägung, dass der durchschnittliche Wert von Erzeugnissen mit einer geografischen Angabe doppelt so hoch 
wie der eines Erzeugnisses ohne dieses Gütesiegel ist;

D. in der Erwägung, dass die Ausfuhren von Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln der EU nach China in den vergangenen 
zehn Jahren mit einer jährlichen Wachstumsrate von über 20 % im Zeitraum 2009–2019 stark zugenommen haben; in 
der Erwägung, dass sich dadurch das Handelsdefizit der EU in der Agrar- und Lebensmittelwirtschaft in Höhe von 
1 Mrd. EUR im Jahr 2009 in einen Handelsüberschuss von über 9 Mrd. EUR im Jahr 2019 verwandelt hat, sodass China 
nach dem Vereinigten Königreich und den USA zum drittgrößten Bestimmungsland für Agrar- und Lebensmittelaus
fuhren der EU geworden ist; in der Erwägung, dass Chinas Einfuhren von Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln im 
nächsten Jahrzehnt voraussichtlich weiter zunehmen;

E. in der Erwägung, dass der weltweite Verkaufswert von durch geografische Angaben der EU geschützte Erzeugnisse, die 
Weine, Agrarerzeugnisse und Lebensmittel sowie Spirituosen umfassen, 74,76 Mrd. EUR (4) beträgt, was einem Anteil 
von 6,8 % der Verkäufe der Agrar- und Lebensmittelwirtschaft der EU und einem Anteil von 15,4 % der Agrar- und 
Lebensmittelausfuhren der EU entspricht;

F. in der Erwägung, dass die EU weltweit für ihr Know-how und die Erzeugung von hochwertigen Agrarerzeugnissen und 
Lebensmitteln mit hoher Wertschöpfung bekannt ist;

G. in der Erwägung, dass alle eingeführten Agrar- und Lebensmittelerzeugnisse kontrolliert werden müssen und die 
Gesundheits-, Sicherheits- und Tierschutzanforderungen erfüllen müssen, die für EU-Erzeuger in der gesamten Agrar- 
und Lebensmittelversorgungskette gelten und somit zu ihrem Wert und ihrer Qualität beitragen;

H. in der Erwägung, dass es im Zusammenhang mit geografischen Angaben der EU in China beträchtliche Probleme gibt, 
wodurch den EU-Erzeugern erhebliche wirtschaftliche Verluste entstehen;

I. in der Erwägung, dass das Abkommen auf den Erfahrungen aufbaut, die im Rahmen des von 2007 bis 2012 laufenden 
EU-China-Pilotprojekts zur Zusammenarbeit im Bereich der geografischen Angaben gesammelt wurden;

J. in der Erwägung, dass ein wesentlicher Teil des künftigen globalen Wirtschaftswachstums außerhalb Europas generiert 
werden dürfte;

K. in der Erwägung, dass Erzeuger und Ausführer von Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln in einem schwierigen 
internationalen Handelsumfeld operieren müssen;

L. in der Erwägung, dass dieses Abkommen im Hinblick auf die weltweite Anerkennung, die es geografischen Angaben 
zuteilwerden lässt, wichtig ist;

M. in der Erwägung, dass dieses Abkommen ein wichtiger erster Schritt ist und ihm so bald wie möglich weitere folgen 
sollten, damit viele geografische Angaben der EU geschützt werden, die noch davon ausgeschlossen sind;

N. in der Erwägung, dass der Abschluss dieses Abkommens zeigt, dass die EU und China in der Lage sind, bilaterale 
Vereinbarungen zu treffen, solange die gemeinsamen Interessen angemessen berücksichtigt werden;
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1. begrüßt den Abschluss dieses Abkommens zwischen der EU und der Volksrepublik China über die Zusammenarbeit 
im Bereich der geografischen Angaben und deren Schutz; begrüßt den Schutz geografischer Angaben der EU auf dem 
chinesischen Markt; erachtet die wirksame Durchführung des Abkommens als wichtige vertrauensbildende Maßnahme für 
beide Parteien und als wichtiges Signal, dass China bereit ist, mit der EU zusammenzuarbeiten; erwartet, dass auch in 
anderen Bereichen der Zusammenarbeit im Bereich des fairen Handels Fortschritte erzielt werden;

2. betont, dass die strategischen Beziehungen der EU zu China wichtig sind, und fordert die Mitgliedstaaten und Organe 
der EU auf, gegenüber China mit einer Stimme zu sprechen und koordiniert aufzutreten; hebt hervor, dass Handel und 
Investitionen regel- und wertegestützt sein sollten, in deren Mittelpunkt ein multilaterales Handelssystem steht; fordert 
China auf, sich tatkräftiger in die WTO und andere multilaterale Gremien einzubringen, seine WTO-Verpflichtungen 
uneingeschränkt zu erfüllen und seine erworbene Wirtschaftsmacht mit seinem Entwicklungsniveau in Einklang zu 
bringen; betont, dass die Achtung der Menschenrechte eine Voraussetzung für die Aufnahme von Handels- und 
Investitionsbeziehungen mit der EU ist, und fordert China nachdrücklich auf, internationalen Verpflichtungen 
nachzukommen und sich zur Achtung der Menschenrechte zu verpflichten, insbesondere im Hinblick auf die laufenden 
Verhandlungen über das bilaterale Investitionsabkommen; ist zutiefst besorgt über Berichte über Ausbeutung und 
Internierung von Uiguren in Fabriken in China;

3. fordert die Verhängung von Geldstrafen gegen Unternehmen, die geografische Angaben missachten und mit einer 
geografischen Angabe versehene gefälschte Erzeugnisse in Umlauf bringen;

4. weist darauf hin, dass das Abkommen ein positives Signal an die internationale Gemeinschaft ist, auch gegenüber 
multilateralen Institutionen; begrüßt, dass im Rahmen des Abkommens für eine Liste von je 100 geografischen Angaben 
der EU bzw. Chinas ein hohes Schutzniveau gilt, das über das derzeitige Schutzniveau des TRIPS-Übereinkommens der 
WTO hinausgeht, insbesondere für Lebensmittel, aber auch für Weine und Spirituosen; nimmt zur Kenntnis, dass binnen 
vier Jahren nach Inkrafttreten des Abkommens jeweils 175 weitere geografische Angaben aus der EU bzw. China geschützt 
werden sollen; stellt fest, dass die EU mehr als 3 300 geografische Angaben schützt; fordert die Kommission auf, mit der 
Verlängerung dieses Abkommens zügig fortzufahren, um in den kommenden Jahren möglichst viele geografische Angaben, 
die die Kriterien erfüllen, zu schützen, auch geografische Angaben in Fischerei und Aquakultur; fordert die Kommission 
außerdem auf, es über den Fortgang der Verhandlungen über die Ausweitung des Abkommens in gebührender Form auf 
dem Laufenden zu halten; weist erneut darauf hin, dass das Abkommen geschlossen wurde, bevor die EU-Verträge im 
Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland außer Kraft traten, und dass acht Erzeugnisse aus dem 
Vereinigten Königreich auf den vereinbarten Listen stehen; fordert die Kommission nachdrücklich auf, die Mitgliedstaaten zu 
konsultieren und diese Erzeugnisse so bald wie möglich nach Ablauf der Übergangszeit durch Erzeugnisse aus den 
EU-Mitgliedstaaten zu ersetzen;

5. begrüßt, dass eine Bestimmung vorgesehen ist, wonach sich Erzeuger von Erzeugnissen mit geschützter geografischer 
Angabe direkt an den in diesem Abkommens vorgesehenen Gemischten Ausschuss wenden können, wenn ihr Erzeugnis 
nicht in den ursprünglich vereinbarten Listen aufgeführt ist und zu einem späteren Zeitpunkt nach Inkrafttreten des 
Abkommens diesen Schutzstatus erlangt; fordert die derzeitigen und potenziellen Interessenträger — auch jene in der 
Fischerei- und Aquakulturwirtschaft der EU — auf, diese Bestimmung genau zu prüfen;

6. stellt fest, dass die EU ein großes Handelsdefizit mit China hat, weist aber erneut darauf hin, dass die EU im Bereich der 
Agrarerzeugnisse und Lebensmittel einen Handelsüberschuss aufweist;

7. bekräftigt, dass das EU-Modell zum Schutz geografischer Angaben gefördert werden muss, da es ein wesentliches 
Instrument zur Wahrung der Authentizität und der einzigartigen Merkmale registrierter EU-Erzeugnisse, ein nützliches 
Vermarktungsinstrument im Hinblick auf Geschäftsmöglichkeiten und ein Symbol des Kulturerbes ist; würdigt das reiche 
Erbe der EU und Chinas im Bereich traditioneller hochwertiger Lebensmittelerzeugnisse und die Bedeutung des 
entsprechenden Schutzes geografischer Angaben; fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und die chinesische 
Regierung auf, sich für den Schutz dieses Erbes einzusetzen und dafür zu sorgen, dass es in beiden Gesellschaften anerkannt 
wird, um die Erkennung und den Schutz des Ursprungs dieser Erzeugnisse sowie den Kulturaustausch und Offenheit zu 
fördern;

8. bedauert, dass trotz des Schutzes im Rahmen des Abkommens einige Erzeugnisse der EU mit geografischen Angaben 
aufgrund der chinesischen Normen für die Einfuhr von Lebensmitteln nicht nach China ausgeführt werden können; fordert 
die Kommission auf, ihren Dialog mit China fortzusetzen, damit es die EU-Normen für Lebensmittelsicherheit anerkennt, 
die zu den strengsten der Welt gehören; fordert China auf, ungerechtfertigte Hindernisse für Agrar- und Lebensmittel
ausfuhren aus der EU zu beseitigen, Gegenseitigkeit in den Handelsbeziehungen insgesamt sicherzustellen und die 
Gesundheits- und Pflanzenschutznormen einzuhalten, zu verbessern und streng durchzusetzen, um unlauteren Wettbewerb 
zu verhindern;
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9. fordert China auf, auch künftig den bestehenden multilateralen Rahmen zum Schutz der geografischen Angaben zu 
unterstützen, indem es Mitglied des Lissabonner Abkommens über Ursprungsbezeichnungen und geografische Angaben 
und der Genfer Akte wird, die seit dem 26. Februar 2020 in Kraft sind;

10. betont, dass geografische Angaben innerhalb des breiteren Rahmens der Rechte des geistigen Eigentums und der 
Bemühungen um die Bekämpfung der Fälschung von Erzeugnissen sehr wichtig sind; betont, dass mit dem Abkommen der 
uneingeschränkte Schutz der Rechte des geistigen Eigentums an Erzeugnissen sichergestellt werden muss, um den Wert und 
die Qualität der lokalen Umwelt, einschließlich der Infrastruktur, der Beschäftigung und der biologischen Vielfalt, zu 
sichern, die regionale Entwicklung zu verbessern und die Rückverfolgbarkeit, Transparenz und Verbraucherinformationen 
zu stärken;

11. begrüßt in diesem Zusammenhang, dass China neue Rechtsvorschriften zum Schutz der Rechte des geistigen 
Eigentums verabschiedet hat; fordert die Kommission auf, die Durchführung dieses Abkommens genau zu überwachen und 
es rasch zu ratifizieren; fordert die Kommission darüber hinaus auf, die Zusammenarbeit mit China fortzusetzen, um 
Fortschritte im Hinblick auf den Abschluss eines noch ehrgeizigeren Abkommens im Bereich der Rechte des geistigen 
Eigentums zwecks Erweiterung der Liste der geschützten geografischen Angaben der EU zu erzielen; fordert die 
Kommission nachdrücklich auf, das Verfahren zur Registrierung geografischer Angaben in China zu überwachen; fordert 
die Kommission auf, EU-Unternehmen über den Helpdesk für die Rechte des geistigen Eigentums auch künftig 
Unterstützung anzubieten; hebt hervor, dass bei der korrekten Überwachung und Durchsetzung die Zusammenarbeit mit 
Einrichtungen wie dem Amt der Europäischen Union für geistiges Eigentum einen Mehrwert bietet;

12. stellt fest, dass laut dem jüngsten Bericht über den Schutz und die Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums 
mehr als 80 % der in den Jahren 2018 und 2019 in der EU beschlagnahmten nachgeahmten und unerlaubt hergestellten 
Waren aus China stammten, was für die EU-Mitgliedstaaten einen Verlust von rund 60 Mrd. EUR bedeutet; erachtet es nach 
wie als sehr wichtig, alle eingeführten Erzeugnisse strengen Kontrollen und Tests zu unterziehen, um gefälschte und in 
betrügerischer Absicht hergestellte Lebensmittelerzeugnisse aufzuspüren; weist daher erneut darauf hin, dass es unbedingt 
einer tiefgreifenden und wirksamen Zusammenarbeit zwischen der EU und China im Zollbereich bedarf, um angesichts der 
zunehmenden Handelsströme und als Instrument im Kampf gegen gefälschte Waren für fairen Wettbewerb zu sorgen;

13. hebt hervor, dass die wirksame Umsetzung und ordnungsgemäße Durchsetzung der vereinbarten Bestimmungen des 
Abkommens auf dem Markt sehr wichtig ist; bekräftigt seine Entschlossenheit, die ordnungsgemäße Anwendung des 
Abkommens zu überwachen und zu kontrollieren; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, es ab dem ersten 
Jahr nach seinem Inkrafttreten dann jährlich über die Durchführung des Abkommens zu informieren; begrüßt, dass ein 
neuer Leitender Handelsbeauftragter ernannt wurde, und hebt hervor, dass ihm bei der Überwachung und Verbesserung der 
Einhaltung dieses Abkommens eine entscheidende Aufgabe zukommt; fordert den Leitenden Handelsbeauftragten auf, 
umgehend zu reagieren, falls das Abkommen nicht ordnungsgemäß durchgeführt wird;

14. ist über die Auswirkungen besorgt, die das Wirtschafts- und Handelsabkommen zwischen den Vereinigten Staaten 
und China, das am 14. Februar 2020 in Kraft getreten ist, das sogenannte Phase-1-Abkommen zwischen den USA und 
China, auf das Abkommen zwischen der EU und China über geografische Angaben haben könnte, und betont, dass es 
diskriminierungsfrei und in voller Übereinstimmung mit den WTO-Regeln sowie ohne Beeinträchtigung der Durchsetzung 
der im Abkommen zwischen der EU und China über geografische Angaben eingegangenen Verpflichtungen durchgeführt 
werden muss; betont, dass die EU auch die Umsetzung der zweiten Liste von 175 geografischen Angaben der EU im 
Hinblick auf mögliche Überschneidungen mit dem Phase-1-Abkommen zwischen den USA und China genau überwachen 
muss; erwartet, dass den EU-Ausführern die handelserleichternden Maßnahmen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel 
rasch zugutekommen;

15. bringt seine tiefe Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass Unternehmen und Landwirte aus der EU aufgrund des 
staatlich gelenkten Systems in China beim Zugang zum chinesischen Markt und bei der Tätigkeit auf diesem Markt mit 
zahlreichen Hindernissen konfrontiert sind; vertritt die Auffassung, dass ein fairer Wettbewerb zwischen Unternehmen aus 
der EU und China mehr Chancen eröffnen und größere Innovationen befördern würde, und fordert die Kommission 
nachdrücklich auf, ihre Zusammenarbeit mit den staatlichen Stellen Chinas fortzusetzen, damit diese Hindernisse 
ausgeräumt werden;

16. betont, dass es schon seit langer Zeit erforderlich ist, in den Bereichen Handel und Investitionen für gleiche 
Wettbewerbsbedingungen zwischen der EU und China zu sorgen und dabei der Gegenseitigkeit beim Marktzugang, der 
Vergabe öffentlicher Aufträge und den Finanzdienstleistungen besondere Aufmerksamkeit zu widmen; fordert beide 
Parteien nachdrücklich auf, in dieser Hinsicht konstruktiv zusammenzuarbeiten, um marktgestützte Reformen fortzusetzen 
und deutliche Fortschritte zu erzielen, insbesondere bei den laufenden Verhandlungen über das bilaterale Investitionsab
kommen, aber auch bei der sozialen Verantwortung der Unternehmen, der Verwirklichung der Ziele für nachhaltige 
Entwicklung und der Bekämpfung des Klimawandels im Einklang mit dem Übereinkommen von Paris; bekräftigt seine 
Aufforderung an China, eine ehrgeizige Reform der WTO voranzubringen, einschließlich umfassender Regeln für 
Industriesubventionen; bekräftigt seine Besorgnis angesichts der marktverzerrenden Praktiken chinesischer Staatsunter
nehmen, des erzwungenen Technologietransfers und der erzwungenen Datenlokalisierung, der industriellen Über
kapazitäten und des damit verbundenen Ausfuhrdumpings sowie anderer unlauterer Handelspraktiken; bekräftigt, dass die 
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bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit für die nachhaltige Entwicklung und ein faires Handelssystem bei der 
Förderung von Sozial- und Umweltschutznormen auf der Grundlage der Einhaltung und Umsetzung internationaler 
Übereinkommen und Vereinbarungen verbessert werden muss; ist besorgt über Chinas schlechte Bilanz bei der illegalen, 
nicht gemeldeten und unregulierten Fischerei (IUU-Fischerei); weist auf die mangelnde Transparenz bei der Registrierung 
von Schiffen und Fischereiflotten weltweit hin und betont, dass Subventionen Chinas in diesem Bereich zu unlauterem 
Wettbewerb gegenüber der Fischerei der EU führen; fordert China auf, alle Anstrengungen zu unternehmen, um seinen 
Rechtsrahmen für die IUU-Fischerei zu verschärfen und ihn konsequenter durchzusetzen;

17. weist erneut darauf hin, dass erhebliche und ehrgeizige Fortschritte bei den Verhandlungen über das umfassende 
Investitionsabkommen zwischen der EU und China erzielt werden müssen, um die derzeitigen Marktasymmetrien 
abzubauen; erachtet es als sehr wichtig, ein ehrgeiziges Kapitel über Handel und nachhaltige Entwicklung aufzunehmen, um 
die Menschenrechte, einschließlich der Kernarbeitsnormen, zu schützen sowie die nachhaltige Entwicklung und die 
Bekämpfung des Klimawandels im Einklang mit dem Übereinkommen von Paris zu fördern; betont, dass die Wahrung 
gleicher Wettbewerbsbedingungen, der Gegenseitigkeit und der diskriminierungsfreien Behandlung der jeweils anderen 
Partei, ihrer Wirtschaftskreise, Bürgerinnen und Bürger und Zivilgesellschaft von entscheidender Bedeutung ist; fordert 
beide Seiten nachdrücklich auf, die Transparenz zu verbessern und eine parlamentarische Dimension im Hinblick auf die 
Durchführung des Abkommens zu schaffen; betont, dass der EU-Markt für öffentliche Aufträge Unternehmen aus China — 
auch staatlichen Unternehmen — offensteht, während Unternehmen aus der EU oft Schwierigkeiten haben, Zugang zur 
etwaigen Vergabe öffentlicher Aufträge auf den Märkten Chinas zu erhalten; fordert die Kommission und China auf, die 
Zusammenarbeit zwischen der EU und China zu intensivieren, um Umweltziele zu erreichen;

18. betont, dass die Handelsbeziehungen mit der EU harmonische regionale Beziehungen zwischen China und seinen 
Nachbarländern und seine freundschaftliche Koexistenz mit allen Gebieten, die eine besondere Beziehung zu Europa haben, 
erfordern; weist darauf hin, dass durch die uneingeschränkte Einhaltung früherer internationaler Verpflichtungen Chinas in 
der Region der Weg für die ordnungsgemäße Durchführung dieses Abkommens geebnet wird;

19. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den Regierungen und Parlamenten der 
Mitgliedstaaten sowie der Regierung und dem Nationalen Volkskongress der Volksrepublik China zu übermitteln. 
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